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Geltungsbereich

Übersichtsplan Maßstab 1:5000
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BAUGESETZBUCH 2017, BAUNUTZUNGSVERORDNUNG 2017,
PLANZEICHENVERORDNUNG 1990,

NIEDERSÄCHSISCHE BAUORDNUNG 2012,

NIEDERSÄCHSISCHES KOMMUNALVERFASSUNGSGESETZ 2010
IN DER JEWEILS ZULETZT GELTENDEN FASSUNG

PLANZEICHENERKLÄRUNG
ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB -,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO - )

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Einzelhandelsbetriebe sind in den Gewerbegebieten ausge- 
schlossen. Einzelhandelsnutzungen können ausnahmsweise 
zugelassen werden, wenn sie nach Art und Umfang im 
eindeutigen Zusammenhang mit der Produktion oder der Ver- 
und Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen stehen und im Verhältnis zum 
Betriebszweck untergeordnet sind (gemäß §1 (5) und (9) 
BauNVO).

2. Flächen, die von einer Bebauung freizuhalten sind, sind von 
Hochbauten, Aufschüttungen sowie Bewuchs und 
Einfriedungen in einer Höhe von über 0,80 m über 
Fahrbahnoberkante freizuhalten (gemäß § 9 (1) Nr. 10 und 
Nr. 25 BauGB).

3. Die durch OK festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen 
bemisst sich nach der Höhe der Oberkante der Dachhaut der 
Hauptbaukörper entsprechend § 5 (9) NBauO über 
gewachsenem Gelände vor Baubeginn (gemäß §§ 16 (2) 
Nr. 4 und 18 (1) BauNVO).

4. Die festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen darf 
durch technisch zwingend notwendige, aber in der 
Grundfläche untergeordnete Anlagen um bis zu 5 m 
überschritten werden (gemäß § 16 (2) Nr. 4 BauNVO).

5. Innerhalb der nicht überbaubaren Flächen, die zwischen 
überbaubaren Flächen und Verkehrsflächen liegen, sind 
Garagen, Carports und Nebenanlagen als Hochbauten mit 
Ausnahme von Einfriedungen unzulässig (gemäß § 23 (5) 
BauNVO).

6. Die maximal zulässige Regenwasserabflussmenge wird auf 
1,5 l/s je 1.000 m² versiegelter Baugrundstücksfläche 
begrenzt. Das darüber hinaus anfallende Niederschlags- 
wasser ist auf den Baugrundstücken zwischenzuspeichern 
und über einen Abflussbegrenzer an den Regenwasserkanal 
abzugeben.
Das erforderliche Rückhaltevolumen beträgt 1,5 m³ je 100 m² 
versiegelter Fläche und ist über den Entwässerungsantrag 
nachzuweisen.
Für die öffentliche Verkehrsfläche ist entsprechend dem 
Versiegelungsgrad der Spitzenablauf durch geeignete 
Rückhaltemaßnahmen soweit zu reduzieren, wie er dem 
Wert des unbefestigten Geländes entspricht.
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

7. Flachdächer bzw. flach geneigte Dächer mit einer Neigung 
von bis zu 10° sind zu begrünen. Eingangsüberdachungen, 
Hauseingangstreppen, Balkone, Solar /Photovoltaϊkanlagen, 
Wintergärten und Terrassenüberdachungen sind hiervon 
ausgenommen (gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB).

8. Innerhalb der Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist eine zweireihige 
Pflanzung aus standortheimischen Sträuchern anzupflanzen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgängigkeit in gleicher Art, 
Menge und Qualität zu ersetzen.
Der Reihenabstand muss 1,5 m und der Abstand der 
Pflanzen untereinander in den Reihen ebenfalls  jeweils 
1,5 m betragen. Die Sträucher sind als zweimal verpflanzte 
Gehölze, Höhe 60 – 100 cm, zu pflanzen.
Niedriger wachsende Straucharten sind in die der 
Offenlandschaft zugewandte Pflanzreihe zu setzen.
(gemäß § 9 (1) Nr. 25a und b BauGB)

9. Innerhalb des Gewerbegebietes ist je angefangene 1.300 m² 
Baugrundstücksfläche (ohne Flächenanteil für 
Anpflanzungen) ein höherwachsender standortheimischer 
Laubbaum (1. oder 2. Größenordnung) als Hochstamm mit 
einem Stammumfang von mindestens 12 – 14 cm, gemessen 
in 1 m Höhe über dem Boden, einschließlich 
Baumverankerung anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgängigkeit in gleicher Stückzahl zu ersetzen.
Die einzelnen Baumscheiben müssen eine Fläche von 
mindestens 10 m² umfassen, sofern die Baumstandorte 
innerhalb befestigter Flächen liegen.
(gemäß § 9 (1) Nr. 25a und b BauGB)

10. Die öffentliche Grünfläche – Grünanlage ist mit einem 
Gemenge aus standortgerechten Gräsern und Kräutern 
anzusäen; der Gewichtsanteil der Kräuter muss mindestens 
30 % betragen. Zu verwenden ist zertifiziertes Regio-Saatgut.
Die Fläche ist zukünftig dauerhaft als extensiv genutztes 
Grünland zu unterhalten.
(gemäß § 9 (1) Nrn. 20, 25a und b BauGB)

11. Innerhalb der Fläche für die Oberflächenentwässerung ist ein 
Gemenge aus standortgerechten Gräsern und Kräutern 
anzusäen; der Gewichtsanteil der Kräuter muss mindestens 
30 % betragen. Zu verwenden ist zertifiziertes Regio-Saatgut.
Die Flächen ist zukünftig dauerhaft als extensiv genutztes 
Grünland zu unterhalten.
Innerhalb der Fläche sind insgesamt 10  Stück 
höherwachsende standortheimische Laubbäume (1. oder 2. 
Größenordnung) als Hochstämme mit einem Stammumfang 
von mindestens 12 – 14 cm, gemessen in 1 m Höhe über 
dem Boden, einschließlich Baumverankerung anzupflanzen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgängigkeit in gleicher 
Stückzahl zu ersetzen.
(gemäß § 9 (1) Nrn. 20, 25a und b BauGB)

12. Anpflanzungen und Maßnahmen nach den Festsetzungen 
dieses Bebauungsplanes werden als Kompensations- 
maßnahmen den Eingriffen in die Belange von Natur und 
Landschaft zugeordnet, die in dem Baugebiet dieses 
Bebauungsplanes seinen Festsetzungen entsprechend 
durchgeführt werden. Sie sind innerhalb des Baugebietes 
durch den jeweiligen Grundstückseigentümer spätestens in 
der übernächsten auf den Beginn der Baumaßnahme 
folgenden Anpflanzperiode (Oktober bis April) durchzuführen 
(gemäß § 9 (1a) BauGB).

N
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LEGENDE DER PLANUNGSUNTERLAGE
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    Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet vom

Hannover im  März 2024

________________________________________________________________________________________________

Öffentliche Auslegung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am __________ dem Entwurf des Bebauungsplanes 
und der Begründung zugestimmt  und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am __________ ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom __________ bis __________ gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen.

Meinersen, den

Siegel

Gemeindedirektor
________________________________________________________________________________________________

Öffentliche Auslegung mit Einschränkung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am __________ dem geänderten Entwurf des 
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung mit Einschränkungen gemäß
§ 3 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz BauGB und mit einer verkürzten Auslegungszeit gemäß
§ 3 Abs. 3 Satz 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am __________ ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung haben vom __________ bis __________ gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen.

Meinersen, den

Siegel

Gemeindedirektor

Präambel

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03.11.2017 in der zuletzt geltenden 
Fassung (BGBl. I Seite 3634), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I Seite 3786) in der 
zuletzt geltenden Fassung, des § 84 der Nds. Bauordnung vom 03.04.2012 (Nds. GVBI. S. 46) und des § 58 Abs. 2 des 
Nds. Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) in der jeweils zuletzt geltenden Fassung hat 
der Rat der Gemeinde diesen Bebauungsplan "Gewerbegebiet Ettenbüttler Weg", bestehend aus der Planzeichnung 

und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen (sowie den nebenstehenden Örtlichen Bauvorschriften), als Satzung 
beschlossen.

Meinersen, den

Siegel

Gemeindedirektor
________________________________________________________________________________________________

Aufstellungsbeschluss

Der Rat/Verwaltungsauschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am __________die Aufstellung des 
Bebauungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Meinersen, den
Siegel

Gemeindedirektor
________________________________________________________________________________________________

                    Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000 Gemarkung: Meinersen Flur: 2

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten
der Niedersächsischen Vermessungs- und
Katasterverwaltung,

© 2021
Landesamt für Geoinformation und
Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Braunschweig-Wolfsburg

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen 
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Auftragsnr.: 2021-8008, Stand vom 25.5.2021).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Gifhorn, den

Siegel
- Vermessungsingenieur M.Sc.Johannes Erdmann -

......................................
        Unterschrift

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am
__________ als Satzung                               (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Meinersen, den

Siegel

Gemeindedirektor
__________________________________________________________________________________________________________

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am __________ ortsüblich bekanntgemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am __________ rechtsverbindlich geworden.

Meinersen, den
Siegel

Gemeindedirektor
__________________________________________________________________________________________________________

Frist für Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften

1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung Der Vorschriften über das Verhältnis  des 

Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

sind nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden (gemäß § 215 BauGB).

Meinersen, den

Siegel

Gemeindedirektor
__________________________________________________________________________________________________________
Anmerkung: *) Nichtzutreffendes streichen

BÜRO KELLER
Büro für städtebauliche Planung
Lothringer Straße 15    30559 Hannover
Telefon (0511) 522530        Fax 529682

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

GE

MAẞ DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Baumassenzahl

Höhe baulicher Anlagen in m über einem Bezugspunkt

Oberkante als Höchstmaß12,0 m

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie, auch gegenüber 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbe- 
stimmung

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE 
ABFALLENTSORGUNG UND ABWASSERBESEITIGUNG 
SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN; ANLAGEN, EINRICHTUNGEN 
UND SONSTIGE MASSNAHMEN, DIE DEM KLIMAWANDEL 
ENTGEGENWIRKEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Absatz 6 BauGB)

Oberflächenentwässerung

SONSTIGE PLANZEICHEN

HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSER-
LEITUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

unterirdisch, Gasleitung

Grenze des räumlichen Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

nicht überbaubare Fläche
bebaubare Fläche

Bebauung

Flurstücksgrenze

Flurgrenze

Höhenlinie über N.N. (siehe Übersichtskarte 1 : 5000)

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluß anderer Flächen an die
Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 BauGB)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Umgrenzung der Flächen, die von der
Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünanlage, öffentlich

WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE WASSER- 
WIRTSCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZES UND DIE 
REGELUNG DES WASSERABFLUSSES
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Schutzgebiet für Oberflächengewässer

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten
der Avacon AG zu belastende Flächen

Grundflächenzahl

NACHRICHTLICH

1. Gemäß § 9 (2) NBauO: Die nicht überbauten Flächen der 
Baugrundstücke müssen Grünflächen sein, soweit sie nicht 
für eine andere zulässige Nutzung erforderlich sind.

2. Gemäß § 9 (4) NBauO: Stellplätze, deren Zu- und Abfahrten 
und Fahrgassen sowie die Zu- und Abfahrten von Garagen 
dürfen, wenn die Versickerung des Niederschlags¬wassers 
nicht auf andere Weise ermöglicht wird, nur eine Befestigung 
haben, durch die das Niederschlagswasser mindestens zum 
überwiegenden Teil versickern kann. Satz 1 gilt nicht, soweit 
die Flächen für das Warten von Kraftfahrzeugen oder 
ähnliche Arbeiten, die das Grundwasser verunreinigen 
können, genutzt werden.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT
gemäß § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO)

§ 1 Geltungsbereich
Die Örtliche Bauvorschrift gilt innerhalb des Bebauungsplanes 
„Gewerbegebiet Ettenbütteler Weg" der Gemeinde Meinersen.

§ 2 Einfriedungen
Einfriedungen innerhalb von Flächen für das Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 
(1) Nr. 25a BauGB sind nur als Hecken aus lebenden 
Laubgehölzen sowie als transparente Zäune wie 
Maschendrahtzäune und Knotengeflechtzäune zulässig.

§ 3 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des § 80 Abs. 3 NBauO handelt, wer 
dieser Örtlichen Bauvorschrift zuwiderhandelt.
Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 (5) NBauO mit einer 
Geldbuße von bis zu 500.000,- Euro geahndet werden.

HINWEISE

1. Laut § 9 "Bauliche Anlagen an Bundesfernstraßen" des 
Bundesfernstraßengesetzes dürfen längs der 
Bundesfernstraßen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung 
bis zu 40 Meter bei Bundesautobahnen und bis zu 20 Meter 
bei Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der 
anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der 
Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn, bauliche Anlagen, die außerhalb der 
zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten 
Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an 
Bundesstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen 
werden sollen sowie Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größeren Umfangs nicht errichtet bzw. angelegt werden. Dies 
gilt nicht, soweit das Bauvorhaben den Festsetzungen eines 
Bebauungsplans entspricht, der mindestens die Begrenzung 
der Verkehrsflächen sowie an diesen gelegene überbaubare 
Grundstücksflächen enthält und unter Mitwirkung des 
Trägers der Straßenbaulast zustande gekommen ist.

2. Gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz sind vor Beginn von 
Bodenarbeiten (Umsetzung der Bebauungsplan-Inhalte) im 
Bereich des zukünftigen Gewerbegebietes die Flächen auf 
das tatsächliche Vorkommen von Brutvogelarten der 
Offenlandschaft zu überprüfen, sofern die Maßnahmen 
während der arttypischen Brutzeiten erfolgen sollen. Sollten 
dabei Vorkommen (Nester / Gelege) festgestellt werden, sind 
die Maßnahmen auf die brutfreie Zeit zu verschieben.


